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Glossar  

Human Resource Management – modernes, professionelles Personalmanage-
ment  
geht von seinem Anspruch her über die herkömmliche Konzeption der Personalfunk-
tion hinaus. Charakteristisch für den Human Resource Management-Ansatz ist, dass 
Menschen als Erfolgsfaktoren betrachtet werden, die zusammen mit den übrigen 
Ressourcen des Unternehmens so geführt, motiviert und entwickelt werden müssen, 
dass dies zum Erreichen von Unternehmenszielen beiträgt (Quelle: Internet)  

PWK – Personalwirtschaftskonzept  
erläutert die Rahmenbedingungen der Personalkostenentwicklung  

PEK – Personalentwicklungskonzept  
sind systematisch gestaltete Prozesse, die es ermöglichen das Leistungs- und Lern-
potential von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu erkennen, zu erhalten und in Ab-
stimmung mit dem Verwaltungsbedarf verwendungs- und entwicklungsbezogen zu 
fördern. (Quelle KGST-Bericht 13/1994)  

Stärkungspakt Stadtfinanzen (Stärkungspaktgesetz)  
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen sollen ihre Finanzen wieder auf eine 
solide Grundlage stellen und ihre eigene Gestaltungskraft zurückerlangen. Das von 
der Landesregierung dazu eingebrachte Stärkungspaktgesetz wurde Ende 2011 vom 
Landtag Nordrhein-Westfalen beschlossen.  
In Stufe eins des Sanierungsplans hilft das Land in besonders dringlichen Fällen: 34 
Kommunen, die akut von Überschuldung betroffen sind oder bei denen eine solche 
bis zum Jahr 2013 zu erwarten ist, werden ab dem Jahr 2011 mit extra bereitgestell-
ten Landesmitteln von jährlich 350 Millionen Euro bei der Haushaltskonsolidierung 
unterstützt. Für sie ist die Teilnahme am Stärkungspakt zwingend. Bis zum Jahr 2020 
stehen insgesamt 3,5 Milliarden Euro zur Verfügung.  
In einer zweiten Stufe wurden ab 2012 insgesamt 27 Kommunen in den Konsolidie-
rungspakt einbezogen, bei denen die Haushaltsdaten 2010 eine Überschuldung bis 
2016 erwarten lassen. Für sie sind Mittel in Höhe von 65 Millionen Euro in 2012, 115 
Millionen Euro in 2013 und jährlich rund 296 Millionen Euro ab 2014 vorgesehen. 
Diese Mittel in Höhe von insgesamt 2,26 Milliarden Euro sollen über das Gemeinde-
finanzierungsgesetz (GFG) bereitgestellt werden.  
Im Gegenzug zu der Sanierungshilfe des Landes muss die Empfängergemeinde ei-
nen klaren Sparkurs einschlagen. Der kommunale Haushalt muss mit dem Geld aus 
dem Stärkungspakt innerhalb von fünf Jahren (Stufe 1) bzw. sieben Jahren (Stufe 2) 
ausgeglichen sein. Bis spätestens zum Jahr 2021 muss ein Haushaltsausgleich dann 
aus eigener Kraft erreicht werden. 


